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Neutralität in der Bundesverfassung. 
•  Keine Mitgliedschaft im UNO-Sicherheits-

rat.

Die Positionen haben alle einen direkten 
Bezug zur aktuellen Politik in der Schweiz, 
in der Europäischen Union und weltweit. 
Die AUNS-Forderungen manifestieren 
eine eigenständige, souveräne, neutrale 
und direktdemokratische Schweiz.

Der Bundesrat und die meisten Parteien 
haben nach wie vor keine klar erkenn-
bare Europa-Politik oder vertuschen aus 
wahltaktischen Gründen ihr eigentliches 
Ziel, den EU-Beitritt. Wie weit der bilatera-
le Weg der Interessenwahrung ausserhalb 
der EU-Mitgliedschaft oder als Beitrittsbe-
schleuniger dient, bleibt auch nach dem 
Rücktritt von Frau Bundesrätin Micheline 
Calmy-Rey unbeantwortet.
Die Schengen/Dublin-Assoziierung zeigt 
exemplarisch, wie fremdes EU-Recht zu-
nehmend die nationale Gesetzgebung 
aushebelt. Seit dem Schengen-Beitritt 
mussten ohne demokratische Mitsprache 
über 120 Rechtsanpassungen vollzogen 
werden. Die EU fordert für alle bilateralen 
Abkommen eine «dynamische» Übernah-
me von neuem EU-Recht. «Dynamisch» 
ist mit einem automatischen Nachvollzug 
gleichzusetzen. Warum? Zwar beschwich-
tigt die EU, die Schweiz könne neues EU-
Recht ablehnen. Gleichzeitig droht sie, bei 
einer Rückweisung einseitig einzelne Ver-
träge oder ganze Vertragspakete zu kün-
digen. 

•  Kein Abbau, sondern Ausbau der Mitspra-
che des Stimmvolkes und der Kantone in 
der Aussenpolitik.

•  Kein EU-Beitritt.
•  Kein schleichender EU-Beitritt durch bila-

terale Integrationspolitik. Bilaterale Ver-
handlungen dienen nur zur Interessenwah-
rung ohne EU-Beitritt.

•  Keine weiteren Zahlungen an den Euro-Ret-
tungsschirm. Auch nicht über den Umweg 
Internationaler Währungsfonds IWF.

•  Keine weiteren Zahlungen an den EU-Ko-
häsionsfonds (Ost-Staaten).

•  Keine Weiterentwicklung der Personenfrei-
zügigkeit, keine Einführung der Unionsbür-
gerschaft.

•  Keine Zensur, sondern off ene Diskussion 
über die EU-Personenfreizügigkeit. Opti-
on Kündigung und Neuverhandlung of-
fenhalten.

•   Keine Zensur, sondern off ene Diskussion 
über Schengen/Dublin: Option Kündigung 
und Neuverhandlung off enhalten.

•  Keine automatische Übernahme von neu-
em EU-Recht. Kein Rahmenabkommen.

•  Keine Unterstellung Schweizer Gerichte un-
ter EU-Gerichte.

•   Keine Schwächung des Finanzplatzes 
durch die Übernahme des automatischen 
EU-Informationsaustausches.

•  Kein EU-Agrarabkommen.
•  Keine Propagandaarbeit des EU-Botschaf-

ters in Bern.
•  Kein NATO-Beitritt. Keine Beteiligung an 

EU-Kampfgruppen.
•  Keine aktive Neutralität, sondern Veranke-

rung der immerwährenden bewaff neten 

Einleitung

Was wollen wir für eine Schweiz in zehn 
Jahren? Die Antwort lässt sich im Kern-
auftrag der Aktion für eine unabhängige 
und neutrale Schweiz AUNS � nden. Und 
der Auftrag steht seit der Gründung der 
AUNS im Jahr 1986 unverändert in Arti-
kel 2 der Statuten:

a) Überwachung der Aussenpolitik des 
Bundes sowie Orientierung der Mitglie-
der und des Volkes über die Probleme und 
die Problematik der schweizerischen Aus-
senpolitik;

b) Einsatz zur Wahrung der Unabhängig-
keit, der Neutralität und der Sicherheit der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft;

c) Kampf für eine Aussenpolitik des Bun-
des, welche die integrale und traditionelle 
Neutralität respektiert und damit die Un-
abhängigkeit und Sicherheit des Landes 
gewährleistet;

d) Verhinderung von Aktivismus bei der 
Aussenpolitik und von unnötigen inter-
nationalen Engagements.

Basierend auf Artikel 2 der Statuten ver-
folgt die AUNS aktuell 18 Positionen:

•  Keine Relativierung, keine Einschränkung, 
kein Abbau der direkten Demokratie. 

•   Keine Souveränitätseinbussen durch Völ-
kerrecht und EU-Recht.
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in bürgerlichen Köpfen und in Teilen der 
Bundesverwaltung.

Schweizer Politiker und Diplomaten, vor-
ab alt Bundesrat Joseph Deiss als Präsi-
dent der UNO-Vollversammlung, träum-
ten im Berichtsjahr von der grossen 
Reform der UNO. Der Traum platzt und 
platzt. Der UNO-Sicherheitsrat mit seinen 
fünf ständigen Veto-Mächten (USA, Frank-
reich, Grossbritannien, China, Russland) 
war auch 2011 nicht mehr als eine Büh-
ne reiner Machtpolitik. Der Bundesrat will 
die Schweiz neutralitätswidrig in dieses 
Gremium führen, welches seine Entschei-
de ohne jegliches demokratische Verfah-
ren fällt. Zudem handelt der Sicherheitsrat 
willkürlich und opportunistisch. Der Luft-
krieg gegen Libyen und die Uneinigkeit 
gegenüber dem syrischen Regime zeigen 
die Inkonsequenz. 

Gegen den Finanzplatz Schweiz ist ein 
Wirtschaftskrieg im Gang. Die Steuer-
vögte der maroden Staatskassen in den 
USA und in der EU haben jegliche Hemm-
schwelle verloren. Staaten befürworten 
kriminelle Bankkundendaten-Beschaf-
fungsaktionen und setzen Druckmittel so-
wie Erpressung gegen einen souveränen 
Rechtsstaat ein. Die Schweizer Behörden 
haben die Gefahr nicht frühzeitig erkannt. 
Es fehlen eine Strategie und der Wille, das 
Powerplay aufzunehmen. Dass Freibeuter 
Handelsschi� e mit grossem Tiefgang an-
greifen, ist nicht nur Kino! Aber im Kino 
wird zurückgeschossen. 

tenintensiven Schutzmassnahmen – zum 
Schaden der Unternehmen, Gewerbebe-
triebe und Arbeitnehmer. 

In der Sicherheitspolitik verfolgt Bundes-
bern unter Inkaufnahme eines fortschrei-
tenden Souveränitätsverlustes unge-
bremst den Weg des Internationalismus. 
Der Mehrwert und Nutzen von Schengen 
bei der Kriminalitätsbekämpfung und von 
Dublin bei der Asylpolitik sind schlicht 
nicht vorhanden; Zahlen und Fakten be-
legen dies. Das Grenzwachtkorps hat die 
Grenze der Belastbarkeit erreicht. Die Lan-
desgrenze ist undicht. Die Asylgesuche 
haben sich im Vergleich zum Vorjahr mehr 
als verdoppelt. 
Die militärische Landesverteidigung 
bleibt unter Druck. Vom neu gewähl-
ten Parlament wird keine spürbare Vor-
wärtspolitik zu spüren sein. Die ge-
plante 100 000-Mann-Armee wird die 
verfassungsmässigen Aufträge kaum er-
füllen können. Ohne Rücksicht auf die 
Glaubwürdigkeit der Neutralität und 
ohne Anspruch auf einen bestmögli-
chen Schutz der Bevölkerung und der In-
frastruktur verfolgen verantwortungslo-
se Armeeabscha� er, unterstützt von der 
Bundesratspartei SP, das Ziel, die Armee 
schrittweise zu schwächen. Skrupellos 
spielen sie Bedürfnisse der Armeeange-
hörigen, der Bildung und des Sozialbe-
reichs gegeneinander aus. Die Wieder-
wahl verlangt «populistische» Argumente, 
die Armee gehört nicht dazu. NATO-An-
schlussfantasien kursieren nach wie vor 

Der im Berichtsjahr abgelöste EU-Bot-
schafter in Bern, Dr. Michael Reiterer, ver-
passte keine Gelegenheit, diese Drohung 
mit diplomatischer Hö� ichkeit medien-
wirksam zu kommunizieren. Also keine 
Dynamik, sondern Zwang und Erpressung. 
Als Nicht-EU-Mitglied darf die Schweiz 
auf keinen Fall eine automatische, «dyna-
mische» Rechtsübernahme akzeptieren. 
Denn die Souveränität würde eine in der 
Schweizer Geschichte einmalige Verlet-
zung erfahren. Deshalb lehnt die AUNS 
ein Rahmenabkommen und die Strategie 
des «gesamtheitlichen und koordinierten 
Ansatzes» (Begri�  des Bundesrates) ab. 
Denn alle diese wohlformulierten Begrif-
fe verkörpern die schleichende Au� ösung 
der Eigenständigkeit und in letzter Konse-
quenz die Aufhebung der politischen Mit-
bestimmungsrechte des Schweizer Volkes.

Es war immer so: Die Schweizer Wirt-
schaft und Gesellschaft benötigen aus-
ländische Arbeitskräfte. Aber der freie 
Personenverkehr mit der EU ist für die 
Schweiz die denkbar schlechteste Lösung. 
Den Schweizer Arbeitsmarkt nur der EU 
zu ö� nen und gleichzeitig sämtliche In-
strumente zur Steuerung der Einwande-
rung freiwillig an Brüssel abzutreten, war 
ein Jahrhundertfehler. Die Folgen der un-
gebremsten Einwanderung sind in der 
Zwischenzeit für alle täglich spürbar. Der 
Beweis, dass die Personenfreizügigkeit 
falsch ist, liegt in der zunehmenden Re-
gulierung des Schweizer Arbeitsmarktes 
mit immer noch mehr � ankierenden, kos-
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Die Schweiz steht im internationalen Ver-
gleich sehr gut da. Die direkte Demokra-
tie trägt einen entscheidenden Anteil am 
Erfolg. Das Schweizer Volk hat das letzte 
Wort. Und es entschied immer weise. Des-
halb ist der Schweiz bis heute das EU/Eu-
ro-Debakel erspart geblieben. Es mutet 
absurd an: Gerade die Innenpolitik stellt 
das Fundament des Erfolges infrage. Die 
gefährlichsten Gegner der politischen 
Freiheitsrechte, der eidgenössischen 
Volksinitiative, der direkten Demokratie, 
der kantonalen Steuerhoheit, des Födera-
lismus und des Milizprinzips be� nden sich 
in der Innenpolitik. Weitere gefährliche 
Gegner sind elitäre «Denkklubs» («Think-
tanks» wie Avenir Suisse) sowie die allge-
meine Sorglosigkeit und die Fokussierung 
auf materielle Bedürfnisse. Freiheit de� -
niert sich nicht nur über möglichst günsti-
ge Mobiltelefongebühren in Europa oder 
über einen widersinnig ausgebauten Kon-
sumentenschutz!

1  Vgl. AUNS-Broschüre «Direkte Demokratie im 
internationalen Kontext» von Dr. René Roca

Fassen wir die politischen Entwicklungen 
im Jahr 2011 zusammen: Die Schweiz be-
� ndet sich in einem Freiheitskampf; nicht 
ihr erster. Und nicht das erste Mal sind die 
Behörden schlecht vorbereitet. Die dra-
matischen Entwicklungen in der Euro-
päischen Union haben die Tragweite der 
politischen Fehlkonstruktion EU zutage 
gebracht. Die EU als Friedensprojekt zu 
vermarkten, genügt nicht mehr. Die Uni-
onspolitik der Brüsseler Zentrale trägt die 
Hauptverantwortung für die Misere. Die 
EU-Politik gefährdet den Wohlstand, den 
sozialen Frieden, Arbeitsplätze, die Unter-
nehmen. Die Bürgerinnen und Bürger be-
zahlen die Zeche für den Hochmut der Po-
lit-Technokratie. Mitreden dürfen sie nicht. 
Weder die Massnahmen zur Euro-Rettung 
noch die Regierungen in Rom und Athen 
geschweige denn die EU-Politiker in Brüs-
sel, Strassburg und Luxemburg sind de-
mokratisch legitimiert. Auch der hoch-
gejubelte EU-Binnenmarkt konnte nicht 
verhindern, dass in der EU teils eine dra-
matische Jugendarbeitslosigkeit grassiert. 
Im Vergleich zu Bestrebungen in Süd-
amerika oder Asien gerät Europa in Sa-
chen Demokratie ins Hintertre� en.1 De-
mokratie besteht nicht nur aus feierlich 
proklamierten Absichtserklärungen. Ar-
tikel 2 des EU-Vertrages widerfuhr im Be-
richtsjahr eine regelrechte Götterdämme-
rung: «Die Werte, auf die sich die Union 
gründet, sind die Achtung der Menschen-
würde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, 
Rechtsstaatlichkeit.»

 Die Ursache der Angri� e liegt nicht in der 
o� enbar im Ausland nicht erklärbaren Un-
terscheidung zwischen Steuerhinterzie-
hung und -betrug. Die Schweiz wird ange-
gri� en, weil sie in der Vergangenheit ihre 
Hausaufgaben gemacht hat. Sie geniesst 
weltweit bei Bürgern ein hohes Vertrau-
en. Der starke Franken zeugt davon. Die 
Leute bringen ihr Eigentum, das heisst 
ihr erwirtschaftetes und erspartes Geld, 
in Sicherheit. 

«Der Euro wurde erfolgreich als Instru-
ment der Zentralisierung Europas und für 
das Ziel der französischen Regierung ein-
gesetzt, ein europäisches Reich unter ihrer 
Kontrolle zu errichten – wodurch der Ein-
fl uss des deutschen Staates eingedämmt 
wurde. Geldpolitik war das politische Mit-
tel zum Zweck der politischen Union. Für-
sprecher eines sozialistischen Europas 
sahen den Euro als Trumpf gegen die Ver-
teidiger eines liberalen Europas. […] Die 
gemeinsame Währung wurde als Schritt 
zu einer politischen Integration und Zent-
ralisierung angesehen. Die Interventions-
politik trieb das Euro-System in Richtung 
einer politischen Vereinigung unter einem 
Brüsseler Zentralstaat. Während die Natio-
nalstaaten abgeschaff t werden, entwickelt 
sich der Marktplatz Europa zu einer neuen 
Sowjetunion.»

Philipp Bagus: «Die Tragödie des Euro – Ein 
System  zerstört sich selbst», FinanzBuch  
Verlag, ISBN 978-3-89879-670-5.
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Jahresbericht 2011 
der AUNS 

Die Tätigkeit 2011 war geprägt von publi-
kumswirksamen Veranstaltungen, unzäh-
ligen Unterschriftensammlungsaktionen, 
Mitgliederwerbung und Spendenaufru-
fen. Im «stillen Kämmerlein» wurden die 
Neutralitätsinitiative und der Abstim-
mungskampf für die Staatsvertragsiniti-
ative vorbereitet sowie der neue Auftritt 
der AUNS realisiert.

11. Januar 2011: Politische Mitte 
betreibt Politik auf Pump
Die AUNS bezeichnet den Entscheid der 
Aussenpolitischen Kommission (APK) des 
Nationalrats, dem Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) weitere Milliarden Volks-
vermögen zur Verfügung zu stellen und 
gleichzeitig die Ausgaben für die Ent-
wicklungshilfe zu erhöhen, als verantwor-
tungslos. (Medienmitteilung)

8. Februar 2011: Bundesrat 
auf EU-Kurs
Die AUNS kritisiert das Resultat der Ge-
spräche von Frau Bundespräsidentin Cal-
my-Rey in Brüssel. Erneut wurde die Gele-
genheit verpasst, gegenüber der EU eine 
klare Position im Interesse der Schweiz 
zu vertreten. Statt die Unabhängigkeit zu 
betonen und EU-Forderungen zurückzu-
weisen, wurden weitere Zugeständnisse 
angekündigt. Statt den vom Volk nicht 
gewünschten EU-Beitritt als Hauptziel 

schweizerischer Aussenpolitik in den Vor-
dergrund zu stellen, bittet Bundesbern 
um eine weitere Vertiefung der Beziehun-
gen. (Medienmitteilung)

13. Februar 2011: Armeewa� e bleibt 
beim Souverän
Mit einem klaren Volks- und Ständemehr 
wird die Volksinitiative «Schutz vor Waf-
fengewalt» abgelehnt. Die AUNS hat das 
Nein-Komitee unterstützt. Die Entwa� -
nung des Schweizer Volkes ist staatspoli-
tisch falsch und stellt das Volk als oberste 
Instanz – Souverän – infrage.

21. Februar 2011: Getrennt marschie-
ren, vereint schlagen
In Zürich versammelt die AUNS befreun-
dete Organisationen und Vereinigungen. 
Das Ziel: Verbesserung des Informations-
austausches und Erhöhung der Schlag-
kraft bei Unterschriftensammlungen und 
Abstimmungskämpfen. 2012 wird es dar-
um gehen, anlässlich des Abstimmungs-
kampfes für die Staatsvertragsinitiative 
die Zusammenarbeit umzusetzen. (Me-
dienmitteilung)

10. März 2011: Bundesrat ho� ert dem 
Völkerrecht / Info-Abend in Genf
Die AUNS weist den Bericht des Bundes-
rates zum Verhältnis von Landesrecht und 
Völkerrecht entschieden zurück. Unter 
dem Deckmantel «Verwesentlichung der 
Volksrechte» soll die politische Mitbestim-
mung relativiert, dafür die Verwaltungs-
macht gestärkt werden. (Medienmitteilung)

Die AUNS im Kanton Genf führt einen In-
formationsabend zum Thema «EU und 
Türkei» durch.

25. März 2011: AUNS will eine 
Neutralitätsinitiative
Die AUNS verurteilt die neutralitätsver-
letzende Politik des Bundesrates. Mit Be-
rufung auf die Resolution 1973 des UNO-
Sicherheitsrates zur Durchsetzung einer 
Flugverbotszone über Libyen hat der Bun-
desrat ausländischen Armeen erlaubt, 
Transitachsen und den Luftraum der 
Schweiz militärisch zu nutzen. Die AUNS 
wird eine eidgenössische Volksinitiative 
vorbereiten, welche die Neutralität in der 
Verfassung verankert. (Medienmitteilung)

13. April 2011: Volksvertreter gegen 
Mitsprache des Volkes
Die AUNS kritisiert die Mutlosigkeit des 
Nationalrates. Mit der Ablehnung der 
AUNS-Volksinitiative «Staatsverträge vors 
Volk!» hat es die Mehrheit in der Volks-
kammer verpasst, die direkte Demokra-
tie im Bereich der Aussenpolitik heutigen 
Anforderungen anzupassen. Vielmehr 
scheint der Drang, die politischen Volks-
rechte einzuschränken, weiterhin die trei-
bende Kraft zu sein. (Medienmitteilung)

30. April 2011: Ordentliche 
Mitgliederversammlung
Rund 700 AUNS-Mitglieder, Sympathi-
santen und Gäste erteilten am Samstag, 
30. April 2011, im Berner National dem 
Vorstand der AUNS die Kompetenz, eine AUNS bi de Lüt

…die AUNS vor Ort

STÜTZ
PUNKT
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eidgenössische Volksinitiative zur Veran-
kerung des Kerninhalts der immerwäh-
renden bewa� neten Neutralität in der 
Bundesverfassung zu lancieren. 

Rückzug aus den Bilateralen
Der Präsident der AUNS, Nationalrat Dr. 
Pirmin Schwander, stellte in seiner Stand-
ortbestimmung fest, dass sich der Bun-
desrat systematisch und vorsätzlich von 
einer glaubwürdigen Neutralitätspoli-
tik verabschiedet hat. Schwander stell-
te seine Rede unter den Titel «Zentralis-
mus ade» und kritisierte den Bundesrat, 
er verscherble die Werte und Stärken der 
Schweiz. Zudem hätten Zentralismus, die 
krankhafte Harmonisierung und die stän-
digen Belehrungen durch eine Experto-
kratie weltweit und insbesondere in der 
EU versagt. Dazu zählte er auch die bilate-
ralen Verträge mit der EU. Sowohl die EU-
Personenfreizügigkeit als auch das Schen-
gen-Abkommen würden für die Schweiz 

weder Wirtschaftswachstum noch grös-
sere Exportchancen auslösen. Hingegen 
verursache die unkontrollierte EU-Zu-
wanderung hohe Kosten zum Beispiel bei 
der AHV und bedrohe mittelfristig den 
schweizerischen Wohlstand. Schwander 
forderte unmissverständlich den Rückzug 
der Schweiz aus den Bilateralen I und II.

Neutralitätsinitiative
Die Mitgliederversammlung stimmte der 
Lancierung der Neutralitätsinitiative ein-
stimmig zu und erteilte dem AUNS-Vor-
stand die Kompetenz, den de� nitiven 
Wortlaut der Initiative und den Startter-
min für die Unterschriftensammlung zu 
bestimmen.

Klare Worte aus Deutschland
Der Gastreferent, der deutsche Profes-
sor für Unternehmensrecht, Norbert Geng,
ging vertieft auf den Vertrag von Lissa-
bon ein. Anhand verschiedener Vertrags-

bestimmungen zeigte er ein drastisches 
Demokratiede� zit der EU auf. Geng, Mit-
glied des Bundesvorstandes der Partei 
der Vernunft, warnte am Schluss seiner 
Ausführungen: «Ich habe die Befürch-
tung, dass die Schweiz irgendwann ein-
mal dem massiven Druck aus Brüssel nicht 
mehr standhalten kann und immer euro-
päischer wird, das heisst ein nivelliertes 
Mitglied unter vielen anderen. Dies wäre 
ein enormer Verlust für Europa und die 
Werte, die Europa ausmachen, nämlich 
Freiheit, Rechtsstaat und Demokratie. Die 
Schweiz muss deshalb nicht europäischer 
werden, sondern Europa schweizerischer. 
Die Schweiz hat lange vor der EU das bes-
sere Europa verkörpert und wird dies hof-
fentlich noch lange nach der EU tun.» Die 
AUNS-Versammlung verdankte die klaren 
Worte aus Deutschland mit grossem Ap-
plaus und liess dabei keinen Zweifel auf-
kommen, dass die AUNS den Irrweg EU-
Beitritt verhindern wird.

Anschliessend bot der Schweizer Satiri-
ker Andreas Thiel politisches Kabarett auf Andreas Thiel politisches Kabarett auf Andreas Thiel
höchstem Niveau. Mit Humor und spitzer 
Sprache zeigte er Irrwege der Politik auf 
und hielt mancher Politikerin und man-
chem Politiker den Spiegel vor. 

Verstärkung für den AUNS-Vorstand 
In den Vorstand der AUNS wurden neu ge-
wählt: Anne Fournier aus Lausanne und 
Aliette Cherbuin aus Yverdon-les-Bains so-
wie Mauro Damiani aus Cugnasco-Gerra. 
Die Mitgliederversammlung hiess zwei 

Mitglieder-Anträge gut, die verlangen, 
dass der Vorstand parteipolitisch breiter 
abgestützt wird.

Die Reden der Mitgliederversammlung 
können auf www.auns.ch � AUNS � Mit-
gliederversammlungen abgerufen oder 
als Broschüre «Europa muss schweizeri-
scher werden!» bei der Geschäftsstelle 
kostenlos bezogen werden.

19. Mai 2011: Neue Che� n für den 
Kanton Waadt

Hauptversammlung der 
AUNS im Kanton Waadt, 
Gastreferent: Dr. iur. Fran-
çois Chaudet. Vorstands-
mitglied Aliette Cherbu-
in aus Yverdon-les-Bains 

übernimmt die Führung der AUNS Waadt. 

8. Juni 2011: EU-Beitrittsgesuch bleibt 
in Brüssel
Erneut lehnte der Ständerat den Rück-
zug des EU-Beitrittsgesuchs ab, die Argu-
mentation nimmt bizarre Züge an: Man 
wolle keine schlafenden Hunde in Brüs-
sel wecken und die laufenden bilatera-
len Verhandlungen nicht gefährden. Bun-
desrätin Calmy-Rey meint, das Gesuch sei 
doch eingefroren und obsolet, es diene zu 
nichts. (Medienmitteilung)

9. Juni 2011: Verantwortungsloser 
Entscheid
Die AUNS kritisiert den mutlosen Ent-
scheid des Nationalrats, das Schengen-
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Abkommen nicht neu auszuhandeln. Die 
Auswirkungen der Kon� ikte in Nordafri-
ka – unter anderem massive Flüchtlings-
ströme – und die fragwürdige Schengen-
Praxis Italiens zeigen, dass Schengen ein 
«Schönwetter-Abkommen» ist und nicht 
funktioniert. Die AUNS hält an ihren For-
derungen fest, wieder systematische Per-
sonenkontrollen an der Schweizer Grenze 
einzuführen und eine eigenständige Vi-
sumspolitik zu praktizieren. (Medienmit-
teilung)

17. Juni 2011: EU-Beitritt verhindert – 
EU-Beitritt verhindern
Am 19. Juni 1986 wurde in Bern die AUNS 
gegründet. Damit erfolgte die Geburt ei-
ner Widerstandsbewegung, die seit nun 
25 Jahren den Kampf für eine unabhän-
gige, eigenständige und neutrale Schweiz 
führt. Die überparteiliche AUNS hat ent-
scheidende Beiträge zur Ablehnung des 
Beitritts zum Europäischen Wirtschafts-
raum EWR (1992) und zur Ablehnung der 
EU-Beitrittsinitiative «Ja zu Europa» (2001) 
geleistet. 
Der Hauptverdienst der AUNS bleibt die 
bis heute erfolgreiche Verhinderung des 
EU-Beitritts der Schweiz. (Medienmittei-
lung)

24. August 2011: Wie die Schweiz in 
die EU manövriert wird
Start der ö� entlichen Vortragsreihe 
«AUNS bi de Lüt» in Bern mit Weltwoche-
Verleger Roger Köppel und AUNS-Präsi-
dent Nationalrat Pirmin Schwander.

27. August 2011: AUNS am Ausland-
schweizer-Kongress
Die AUNS wird an ein Podium zum The-
ma «Direkte Demokratie im internationa-
len Kontext» anlässlich des 89. Kongresses 
der Auslandschweizerinnen und Ausland-
schweizer eingeladen. Der Geschäftsfüh-
rer folgt der Einladung.

27.–28. August 2011: Aktive Suisse ro-
mande
Die AUNS führt in Le Sentier ein Po-
lit-Wochenende («Université d’été») für 
AUNS-Mitglieder durch. Gastreferenten: 
Nationalräte Yves Nydegger und Oskar 
Freysinger, Yvan Blot, Jean-Yves Le Gall-
ou, Prof. Uli Windisch.

13. September 2011: Neutralitätsiniti-
ative gestartet – www.initiative.ch
Der Vorstand setzt den Beschluss der Mit-
gliederversammlung 2011 um und lan-
ciert in Bern die eidgenössische Volksini-
tiative «Für eine neutrale welto� ene und 
humanitäre Schweiz (Neutralitätsinitiati-
ve)»:

Die Bundesverfassung wird wie folgt 
geändert:
Art. 54a (neu) Neutralität Die Schweiz ist 
neutral. Sie verfolgt den Grundsatz der im-
merwährenden bewaff neten Neutralität.
Art. 58 Abs. 2 bis (neu) 2 bis Die Armee leis-
tet Einsätze im Ausland ausschliesslich im 
Rahmen der Katastrophenhilfe.

Die Neutralitätsinitiative
•  verankert endlich die immerwährende 

bewa� nete Neutralität in der Verfassung;
•   will eine welto� ene Schweiz;
•  ermöglicht unserer Exportindustrie den 

weltweiten Zugang;
•   stellt die Friedensdiplomatie, die guten 

Dienste und die humanitäre Hilfe in den 
Vordergrund;

•   stoppt den aussenpolitischen Übereifer;
•  garantiert das friedliche Zusammenle-

ben in der Schweiz;
•  macht unser Land sicherer und stabiler;
•  sichert die Handlungsfreiheit, auf welt-

weite Veränderungen und neue Macht-
verhältnisse reagieren zu können;

•  scha� t Voraussetzungen, aktuellen Ge-
fahren wirkungsvoll begegnen zu kön-
nen;

•   signalisiert der UNO und der EU: Neutra-
lität ist nicht verhandelbar;

•   stärkt der Landesregierung den Rücken 
gegenüber dem Ausland;

•  setzt klare Signale: kein NATO-Beitritt, 

kein EU-Beitritt, keine schrittweise Ein-
gliederung der Schweizer Armee in EU-
Kampfgruppen;

•  verhindert unnötige und gefährliche Mi-
litärabenteuer im Ausland;

•   erlaubt die Katastrophenhilfe der Schwei-
zer Armee im Ausland;

•  stärkt den Auftrag der Schweizer Miliz-
armee: Schutz der eigenen Bevölkerung.

Die Unterschriftensammlung zeigt auf, 
dass viele Bürgerinnen und Bürger glau-
ben, der Kerninhalt der Neutralität sei 
in der Verfassung de� niert. Wenn der 
Irrtum einmal aufgeklärt ist, wird rasch 
unterschrieben. Dieser Umstand macht 
klar, welch wichtige Bedeutung die Neu-
tralitätsinitiative einnimmt. Ein aktiver 
Schweizer Diplomat hält die Initiative für 
eine der wichtigsten nach dem Zweiten 
Weltkrieg (Zuschrift an den AUNS-Präsi-
denten; Name aus Diskretionsgründen 
nicht publiziert).
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16. September 2011: Die Schweiz, der 
Schweizer Franken und der Euro
«AUNS bi de Lüt» in Dübendorf mit Prof. 
Dr. Hans Geiger und AUNS-Präsident Na-
tionalrat Pirmin Schwander.

20. September 2011: Kantonsvertreter 
gegen mehr Mitsprache
Der Ständerat sagt Nein zur Volksinitiati-
ve «Staatsverträge vors Volk!». Die AUNS 
bedauert die Mutlosigkeit des Ständerats. 
Ausgerechnet der Ständerat, die Vertre-
tung der Stände, will von einer Stärkung 
der Kantone in der Aussenpolitik nichts 
wissen. Das Nein des Ständerats zu mehr 
Demokratie in der Aussenpolitik ignoriert 
zudem die in der Bundesverfassung auf-
geführten P� ichten, die Rechte des Volkes 
zu schützen (Bundesverfassung Art. 2) so-
wie die Souveränität der Kantone zu ach-
ten (Bundesverfassung Art. 3). (Medien-
mitteilung)

10. Oktober 2011: 3. Veranstaltung 
«AUNS bi de Lüt»
In Küssnacht am Rigi diskutieren Prof. Dr. 
Hans Geiger und AUNS-Präsident Natio-
nalrat Pirmin Schwander über die Schweiz, 
den Schweizer Franken und den Euro.

14. Oktober 2011: Nationalrat Rime 
bei der AUNS Freiburg
Hauptversammlung der AUNS Kanton 
Freiburg mit Gastreferent Nationalrat 
Jean-François Rime.

24. Oktober 2011: Eidgenössische 
Wahlen
AUNS-Präsident Pirmin Schwander und 
AUNS-Vizepräsident Luzi Stamm sind mit 
Spitzenresultaten wieder in den National-
rat gewählt worden. Ebenfalls glanzvoll 
haben die AUNS-Vorstandsmitglieder Os-
kar Freysinger, Christoph Mörgeli und Lu-
kas Reimann die Wiederwahl gescha� t. 

Die Resultate der eidgenössischen Wah-
len hinterlassen mit Blick auf die EU- und 
Neutralitätspolitik einen zwiespältigen 
Eindruck. Deshalb wird die überparteili-
che AUNS als Hüterin der Unabhängig-
keit und Neutralität noch wichtiger. (Me-
dienmitteilung)

5. Dezember 2011: EWR-Nein ver-
schont die Schweiz vor der Euro-Krise
Am 6. Dezember 2011 sind es 19 Jahre her, 
dass Volk und Stände den Beitritt zum Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum (EWR) abge-
lehnt haben. Bei einer Stimmbeteiligung 
von über 78 Prozent hat sich das Schwei-
zer Volk für einen eigenständigen Weg in 
Europa entschieden. Ohne die AUNS wäre 
dieser klare und kluge Volksentscheid 
nicht möglich gewesen. Die EU-Euro-Kri-
se bestätigt die AUNS-Politik: kein EWR- 
und kein EU-Beitritt. 

7. Dezember 2011: AUNS Unterwallis 
und Genf
Die AUNS Unterwallis lädt in Martigny 
zum traditionellen Unabhängigkeitsfest 
ein. Gastreferent: Uli Windisch, Professor 
für Soziologie an der Universität Genf.
Die AUNS im Kanton Genf organisiert eine 
Zusammenkunft (Escalade) zum Thema 
«Welche Zukunft hat die Schweizer Sou-
veränität?».

23. Dezember 2011: AUNS-Staatsver-
tragsinitiative kommt zur Abstim-
mung
Die AUNS nimmt zur Kenntnis, dass die 

Parlamentsmehrheit in den Schlussab-
stimmungen die eidgenössische Volksin-
itiative «Für die Stärkung der Volksrechte 
(Staatsverträge vors Volk!)» abgelehnt hat. 
Die AUNS zieht die Volksinitiative nicht 
zurück und ist bereit, den Abstimmungs-
kampf zu führen.
Im Jahr 2011 ist die Demokratie massiv 
unter Druck geraten. In der Europäischen 
Union fand nach der Ankündigung der 
griechischen Regierung Papandreou, das 
Volk über die Euro-Zukunft zu befragen, 
eine regelrechte Hetzjagd gegen die Mit-
sprache der Völker statt.
In der Schweiz haben das neu gewählte 
Parlament und der Bundesrat den antide-
mokratischen Ball der EU aufgenommen. 
Bei der eidgenössischen Gesetzgebung 
wurde ein erster Schritt in Richtung Ver-
fassungsgerichtsbarkeit abgesegnet. Da-
mit ist der Angri�  auf das Volk als höchs-
te Instanz im Staat gestartet worden. Mit 
ersten Zulassungshürden beginnt Bun-
desbern das politische Recht der eidge-
nössischen Volksinitiative einzuschränken. 
Mit der Ablehnung der Staatsvertragsini-
tiative spricht sich die Classe politique – in 
gleicher Manier wie die politischen EU-Eli-
ten – gegen eine notwendige Anpassung 
der direkten Demokratie aus. Weder Bür-
gerinnen und Bürger noch die Kantone 
sollen eine zeitgemässe Mitsprache in der 
Aussenpolitik erhalten.
Die AUNS warnt: Die Entwicklung läuft 
in die falsche Richtung. Deshalb wird 
die AUNS mit voller Kraft die politischen 
Freiheitsrechte der Schweizerinnen und 
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Schweizer verteidigen. Die direkte Demo-
kratie hat die Schweiz zum Erfolg geführt, 
nicht die Eliten. Die Volksabstimmung 
über die Staatsvertragsinitiative � ndet am 
17. Juni 2012 statt. Der Auftrag ist klar: Die 
Abstimmung muss gewonnen werden.

«Es gibt keine überzeugende Erklärung da-
für, warum ein demokratischer Souverän 
nicht in der Lage sein sollte, die Regeln sei-
nes Einbezugs in das internationale Sys-
tem zu bestimmen. Die Anmassung der 
Eliten, allein dazu in der Lage zu sein, min-
dert nicht nur, wie neuste Entwicklungen 
zeigen, den Wohlstand der Menschen, son-
dern ist zuallererst eine Aushebelung des 
Souveräns und damit eine grosse Gefahr 
für die Freiheit. »

Johannes B. Kunz: «Der letzte Souverän 
und das Ende der Freiheit», Verlag Neue 
Zürcher Zeitung, ISBN 978-3-03823-716-7.

31. Dezember 2011: Über 500 Mitglie-
der neu gewonnen
Die Jahresbilanz der AUNS-Mitgliederzahl 
hat zwei Seiten. Einerseits gelang es, im 
Berichtsjahr 571 neue Mitglieder, Gönner 
und Sympathisanten zu gewinnen. An-
dererseits erfährt die AUNS einen Netto-
verlust. Eine engagierte Generation – die 
AUNS-Gründergeneration vor 25 Jahren – 
wird leider zunehmend kleiner. Die AUNS 
zählt Ende Jahr 30 112 zahlende Mitglie-
der und Gönner sowie rund 10 000 Sym-
pathisanten. 

Vorstand

Der Vorstand tagte un-
ter Leitung des Präsiden-
ten, Nationalrat Pirmin 
Schwander, vier Mal, je-
weils am ersten Tag der 
Session der eidgenössi-

schen Räte in Bern. Im Frühjahr standen das 
Programm der Mitgliederversammlung 
2011 und die Lancierung der Neutralitäts-
initiative im Vordergrund. Anschliessend 
beschäftigte sich der Vorstand mit der de-
� nitiven Formulierung der Neutralitätsiniti-
ative. Ende Jahr galt es, die Abstimmungs-
kampagne für die Staatsvertragsinitiative 
vorzubereiten. Der Vorstand beurteilt per-
manent die politischen Entwicklungen im 
In- und Ausland. Die zunehmende Aus-
höhlung der direkten Demokratie und die 
damit verbundene Infragestellung des Vol-
kes als Souverän haben den Vorstand be-
wogen, die Lancierung einer «Souveräni-
tätsinitiative» zu prüfen. Mit Blick auf die 
beschränkten Mittel der AUNS konzent-
rierte sich der Vorstand auf die Themen 
Unabhängigkeit, Neutralität und Demo-
kratie. Der Vorstand hat das Ziel, die AUNS 
als eine parteipolitisch unabhängige und 
eigenständig agierende Volksbewegung 
zu positionieren, intensiviert. 

Am 28. Oktober 2011 
musste der Vorstand von 
seinem langjährigen und 
engagierten Mitglied 
Hans Bischo�  Abschied Hans Bischo�  Abschied Hans Bischo� 
nehmen. 

Geschäftsstelle 

Die Geschäftsstelle übernahm wiederum 
vielseitige Aufträge. Neben dem adminis-
trativen Bereich (Mitgliederkartei, Buch-
haltung) fallen ihr operative Aufgaben zu. 
Die Geschäftsstelle ist für die Herausgabe 
des AUNS-Bulletins und weiterer Drucksa-
chen sowie für die Medienbetreuung zu-
ständig. Sie liefert dem Präsidenten und 
dem Vorstand Entscheidungsgrundla-
gen. In Zusammenarbeit mit den Koordi-
nationsverantwortlichen für die Deutsch-
schweiz und die Suisse romande stellt sie 
die Mitgliederwerbung, die Spendenak-
quisition und die Unterschriftensamm-
lungen sicher. Der AUNS-Sponsorenklub 
«Tausender-Klub» wurde regelmässig 
schriftlich über die Tätigkeit orientiert.

Der vollamtliche Ge-
schäftsführer Werner 
Gartenmann hat zudem 
an verschiedenen Veran-
staltungen teilgenom-
men (u.a. Arena im Janu-

ar 2011, Auslandschweizerkongress im 
August 2011) und unterstützt Schüler/
Schülerinnen und Studenten/Studentin-
nen bei der Abfassung von Arbeiten zum 
Thema AUNS/Neutralität/EU-Politik/direk-
te Demokratie.
Der Geschäftsführer wird unterstützt 
von der Sekretärin Katharina Fischer 
(60 %-Stelle) und entsprechend Arbeits-
anfall von Gabriela Gartenmann als wei-
tere Teilzeit-Arbeitskraft. 
Der Personalbestand der AUNS-Geschäfts-

stelle kann unter anderem auch dank gu-
ter Schweizer KMU-Betriebe (Druck, Gra� k, 
Logistik und Übersetzung) auf einem mi-
nimalen Niveau gehalten werden.

Die AUNS in den 
Kantonen 

Deutschschweiz
Die Stützpunktleiterinnen und Stütz-
punktleiter der Deutschschweizer Kanto-
ne trafen sich zweimal in Bern. Die Stütz-
punkte bilden das Rückgrat der Arbeit 
vor Ort. Für die Organisation der Unter-
schriftensammlung und des bevorste-
henden Abstimmungskampfes für die 
Staatsvertragsinitiative wurde Rafael 
Wohlgemuth aus Kloten als Koordinator 

für die Deutschschweiz 
eingesetzt. Sein Auftrag 
ist, die Stützpunkte zu 
unterstützen und im Jahr 
2012 eine breite Präsenz 
in den Regionen sicher-

zustellen.
Das AUNS-Stützpunkt-Netz weist eini-
ge Lücken auf. Die Geschäftsstelle ist ge-
fordert, die Vakanzen im Mittelland und 
in der Ostschweiz rasch zu füllen. Im Be-
richtsjahr erfolgten zusammen mit dem 
AUNS-Bulletin zwei Aufrufe zur aktiven 
Mitarbeit. Das Echo war vielverspre-
chend. Für den Erfolg der AUNS ist es 
entscheidend, dass ihre Mitglieder ak-
tiv am politischen Meinungsbildungs-
prozess mitmachen. Auf den Punkt ge-

1918



bracht: Stützpunktarbeit 
ist «Knochenarbeit» ohne 
Aussicht auf viel Lorbee-
ren! Aber die gemeinsa-
me Sache motiviert. Der 
Doyenne der Stützpunkte 

in der Deutschschweiz, Elvira Hengeveld, 
gelang es, diese Motivation weiterzuge-
ben.

Suisse romande 
Im ersten Jahr seiner Tä-
tigkeit als Koordinator 
für die Suisse romande 
konnte Eric Bertinat mit 
Ausnahme des Kantons 

Neuenburg in allen Kantonen der Suisse 
romande auf engagierte AUNS-Leute zäh-
len. Die kantonalen Verantwortlichen tra-
fen sich zweimal zu einer Koordinations-
sitzung in Lausanne.

Ticino
Vorstandsmitglied Mau-
ro Damiani als Stütz-
punktleiter brachte neu-
en Schwung in die AUNS 
Ticino. Die Haupttätigkeit 

lag Ende Jahr ebenfalls bei der Unter-
schriftensammlung für die Neutralitäts-
initiative.

Das AUNS-Bulletin
Das Bulletin ist nach wie vor das wich-
tigste Bindeglied zwischen den Mitglie-
dern und dem Vorstand sowie der Ge-
schäftsstelle. Im Berichtsjahr erschienen 

•   Broschüre «Direkte Demokratie im inter-
nationalen Kontext» von Dr. René Rocca, 
Gymnasiallehrer und Historiker (deutsch)

•   Broschüre «Politsatiren, Der Wille zur 
Schweiz» von Nationalrat Oskar Freysin-
ger (deutsch)

•   Unterschriftenbogen Neutralitätsinitiati-
ve (deutsch, französisch, italienisch)

•   AUNS-Bulletin (siehe Seite 20)
•   Kleinplakate A3 und A0 «In Zukunft neut-

ral» (deutsch, französisch, italienisch)

Internet und Social Media
Die Internetseiten www.auns.ch, www.
asin.ch und www.asni.ch wurden voll-
ständig neu gestaltet und mit moderns-
ter Software programmiert. Die Benutzer-
freundlichkeit und die Sicherheit konnten 
erhöht werden. Mit regelmässigen Kom-
mentaren und Medienhinweisen orien-
tieren sich die Internetseiten an der poli-
tischen Aktualität. 

Gestartet wurde Mitte Jahr die Facebook-
Seite auns/asin/asni. Der neu produzierte 
AUNS-Werbe� lm fand seine Verbreitung 
auf www.youtube.com, Facebook und auf 
weiteren Internetseiten.

Das Internet ermöglicht der AUNS, ihre 
Botschaft ohne Zensur der Redaktionen 
oder Verleger zu kommunizieren.

Jahresrechnung und Bilanz
Die Mitgliederversammlung vom 10. Ap-
ril 2010 hatte beschlossen, die Jahresbei-
träge für 2011 nicht zu erhöhen. Das Bud-

get 2011 rechnete somit mit folgenden 
Jahresbeiträgen: 35 Franken (Mitglieder), 
50 Franken (Ehepaare) und 100 Franken 
(Gönner), Sympathisanten nach freiem Er-
messen.
Im Berichtsjahr � elen die Beiträge und 
Spenden im Vergleich zum Budget um 
25 922.52 Franken tiefer aus. Im Vorjahres-
vergleich konnten aber erfreulicherweise 
88 523.72 Franken mehr an Spenden ver-
bucht werden (ohne Legate). Die Gesamt-
einnahmen von 1 223 497.37 Franken ver-
fehlten das Budget um 50 002.63 Franken. 
Die Gründe: Ein angekündigtes Legat kam 
im Berichtsjahr noch nicht zur Auszah-
lung. Und obwohl die AUNS ein konser-
vativ angelegtes Wertschriftenportfolio 
bewirtschaftet, weist der Finanzertrag in-
folge marktbedingter Wertberichtigun-
gen einen Minusbetrag von 580.11 Fran-
ken aus.
Die Ausgaben von total 1 221 596.92 Fran-
ken fallen um 32 748.08 geringer aus als 
budgetiert. Der Gewinn beträgt 1 900.45 
Franken.

Im Jahr 2011 wurde in den neuen AUNS-
Auftritt, in den Internetbereich und ver-
stärkt in die Ö� entlichkeitsarbeit inves-
tiert. Zudem wurde im September 2011 
die Neutralitätsinitiative gestartet. Das 
Zusammenspiel aller Massnahmen führte 
unter anderem dazu, dass 571 neue Mit-
glieder und Gönner aufgenommen wer-
den konnten. Die Anstrengungen werden 
sich in den kommenden Jahren verstärkt 
bemerkbar machen. Der Betriebsaufwand 

acht Ausgaben in deutscher, französischer 
und italienischer Sprache:
•   Nr. 140, Februar 2011
•   Nr. 141, April 2011
•   Nr. 142, Juni 2011
•   Nr. 143, Juli 2011 (4-seitige Spezialausga-

be zur Bundesfeier auf dem St. Gotthard 
mit alt Bundesrat Dr. Christoph Blocher)

•   Nr. 144, September 2011 (4-seitige Spe-
zialausgabe zur Lancierung der Neutra-
litätsinitiative)

•   Nr. 145, Oktober 2011
•   Nr. 146, Dezember 2011
•   Nr. 147, Weihnachten (4-seitige Spezial-

ausgabe zum Jahresschluss)

Alle Ausgaben sind auf www.auns.ch 
" Kommunikation " Archiv abrufbar.

Weitere Drucksachen
Bis Mitte des Berichtsjahres konnte die 
neue Gestaltung der AUNS-Drucksachen 
in allen Sprachen umgesetzt werden. Ne-
ben vielen kleineren Drucksachen wie Be-
stell-, Beitrittskarten, Einzahlungsschei-
nen und Spenden� yern wurden folgende 
Broschüren und Plakate produziert:
•   Geschäftsbericht 2010 (deutsch, franzö-

sisch, italienisch)
•   Broschüre «Europa muss schweizerischer 

werden!»: Referate von Nationalrat Dr. 
Pirmin Schwander, Präsident der AUNS, 
und Prof. Dr. iur. Norbert Geng, Profes-
sor für Unternehmensrecht an der Fach-
hochschule Schmalkalden, anlässlich der 
Mitgliederversammlung vom 30.4.2011 
(deutsch, französisch, italienisch) 
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Rechnung 2010 Rechnung 2011

Einnahmen

Beiträge und Spenden 1'200'553.76 1'224'077.48

Finanzertrag - 9’376.57 -580.11

1'191'177.19 1'223'497.37

Ausgaben

Propaganda, Werbung 396'000.00 495'806.85

Mitgliederbriefe, Presse 299'485.90 314'132.55

Sonderaktionen 123'937.92 320'229.72

Abschreibungen 6'469.50 4'305.00

Allgemeines 89'559.59 87'122.80

915'452.91 1'221'596.92

Zusammenstellung

Total Einnahmen 1'191'177.19 1'223'497.37

Total Ausgaben 915'452.91 1'221'596.92

Einnahmenüberschuss + 275'724.28 + 1'900.45

Jahresrechnung und Bilanz

 - : Ausgabenüberschuss / + : Einnahmenüberschuss

* Verrechnungssteuer

Kasse 2'392.00

Postcheck 759'373.87

Valiant-Bank Bern 938'310.99

Wertschriften 538'548.56

Guthaben VST* 3’755.92

EDV-Anlage, Mo-
biliar
EDV-Anlage, Mo-
biliar
EDV-Anlage, Mo- 7’450.00

Kreditoren 44'760.80

Sonderfonds 54'961.65

Kapital 2'150'108.89

2'249'831.34 2'249'831.34

Bilanz per 31. Dezember 2011

Jahresrechnung 2011

beiten. Das neue Geschäftsjahr 2012 wird 
von der AUNS viel abverlangen. Zusam-
men sind wir stark. 
Es bleibt dabei: Die AUNS hat eine his-
torische Mission zu erfüllen: kein EU-Bei-
tritt. Zudem ist es Aufgabe der AUNS, 
zusammen mit Gleichgesinnten den Wi-
derstandswillen der Schweiz zu wecken. 
Es sei am Schluss des Geschäftsberichtes 
2011 noch einmal erwähnt: Wir be� nden 
uns in einem Wirtschaftskrieg, welcher 
unsere Werte im Kern angreift. Deshalb 
haben wir dafür zu sorgen, dass wir das 
uns anvertraute Erbe nicht im Kasino des 
Internationalismus verspielen.

inklusive Sitzungsbetrieb Vorstand und 
Stützpunkte beansprucht rund 25 Prozent 
der Gesamtausgaben.

Der Vorstand und die Geschäftsstel-
le danken allen Mitgliedern, Gönnern 
und Sympathisanten für die grosse Un-
terstützung. Jeder noch so kleine Be-
trag half mit, dass die AUNS über 1,2 
Mio. Franken Beiträge und Spenden 
verbuchen konnte. Eine starke AUNS 
garantiert den politischen Erfolg.

Dank

Das Präsidium und die Geschäftsstelle 
danken allen Mitgliedern, Gönnern und 
Sympathisanten für ihr ausserordentli-
ches Engagement. Der Dank geht an die 
Vorstandsmitglieder und die kantonalen 
Verantwortlichen für die weitsichtige Zu-
sammenarbeit. 

Die historische 
Mission bleibt

Die AUNS hat ihren 25. Geburtstag nicht 
mit einem grossen Fest gefeiert. Dafür 
umso mehr mit Arbeit an der politischen 
Front. Das eigentliche Geburtstagsge-
schenk war die Neutralitätsinitiative. Ein 
Geschenk, das mit viel Arbeit verbunden 
ist. Die AUNS will für die Zukunft einer 
unabhängigen, eigenständigen, neutra-
len und direktdemokratischen Schweiz ar-
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Aktion für eine unabhängige
und neutrale Schweiz

«Tatsächlich hat die Schweiz staats-
politische Ideen verwirklicht, wie man 
sie in dieser Art nirgends sonst um-
gesetzt � ndet. Und das Resultat darf 
sich sehen lassen: eine auf Ausgleich 
bedachte Gesellschaft, eine blühen-
de Wirtschaft und eine glaubwürdige 
Aussenpolitik. Die Schweiz muss ihre 
Art von Demokratie, ihren Föderalis-
mus, die dauernde Neutralität und 
ihr Modell des Zusammenlebens von 
verschiedenen Sprachen weiterhin 
aus Überzeugung leben. Damit berei-
chert sie die Staatenwelt. Hingegen 
sollte sie sich nicht in mondänen Ei-
telkeiten verirren.»

Paul Widmer: «Die Schweiz als Son-
derfall», Verlag Neue Zürcher 
Zeitung, ISBN 978-3-03823-368-8.


